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Unterhaltsregelung für das unmündige Kind

Sachverhalt

Für ein unverheiratetes Paar sollte ein Unterhaltsvertrag zu Stande kommen. Die Parteien können sich nicht einigen. Die Kindsmutter macht Forderungen geltend, die nicht realistisch sind. 

Frage: Wenn sie den Unterhaltsvertrag nicht unterzeichnet, müssen die Parteien ans Gericht? Ist das Gericht auch bei unverheirateten zuständig, gemäss Art. 287ZGB Abs. 3, wenn es nicht einvernehmlich gelöst werden kann? Kann die Beiständin dann eine Unterhaltsklage am Gericht einreichen oder die Kindsmutter, gemäss Art. 279 ZGB?


Erwägungen

1. Wenn sich Vater und Mutter über die Höhe des Unterhaltsbeitrages nicht einigen können oder der vereinbarte Unterhaltsbeitrag von der Vormundschaftsbehörde infolge Unangemessenheit nicht genehmigt werden kann (Unvereinbarkeit mit Art. 285 ZGB), so ist dem Kind ein Beistand nach Art. 308 Abs. 2 ZGB zu ernennen, welcher im Namen des Kindes Klage führt, welche sich je nach dem gegen den Vater, gegen die Mutter oder gegen beide richtet, je nach dem, wie die Pflege und Erziehung aufgeteilt ist (Art. 276 Abs. 2 ZGB). 

2. Hat die Mutter Interessen, welche denen des Kindes widersprechen (sei es, dass sie unrealistisch hohe oder unangemessen tiefe Unterhaltsbeiträge verlangt), kann entweder nebst der Bestellung des Beistandes nach Art. 308 Abs. 2 ZGB die elterliche Sorge im Sinne von Art. 308 Abs. 3 ZGB beschränkt werden oder dem Kind ein Beistand im Sinne von Art. 306 Abs. 2 und Art. 392 Ziff. 2 ZGB bestellt werden. Gesetzgeberisch ist dieser Sachverhalt nicht sehr effizient geregelt und lässt deshalb beide Varianten offen.

3. Der dem Kind bestellte Beistand kann ausdrücklich auch gegen den Willen der Mutter Forderungen geltend machen und eine Unterhaltsvereinbarung unterzeichnen oder mangels Einigung die Alimente einklagen, ohne dass die Mutter gegen ein entsprechendes Urteil (in dem sie nicht als beklagte Unterhaltsschuldnerin auftritt) Beschwerde führen könnte. Genehmigt die Vormundschaftsbehörde eine Unterhaltsvereinbarung, welche der Beistand mit dem Vater abgeschlossen hat, steht dagegen der Mutter die Vormundschaftsbeschwerde (Art. 420 ZGB) offen, mit welcher namentlich geltend gemacht werden könnte, die Genehmigung der Vereinbarung sei mit den Bemessungsregeln des Art. 285 ZGB nicht vereinbar.

Kurt Affolter

Ligerz, 14. August 2003
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